
§ 10 APG NRW 
Ermittlung der anerkennungsfähigen Aufwendungen stationärer 
Pflegeeinrichtungen 
 
(1) Grundlage der Finanzierung von stationären Pflegeeinrichtungen nach §§ 9, 82 
Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist die Ermittlung der betriebsnotwen-
digen Aufwendungen im Sinne des § 82 Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 3 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch (förderungsfähige Aufwendungen) durch den zustän-
digen überörtlichen Träger der Sozialhilfe. 
 
(2) Anerkennungsfähig sind dabei Aufwendungen, die für bereits durchgeführte Maß-
nahmen angefallen sind oder für sicher im Veranlagungszeitraum durchzuführende 
Maßnahmen anfallen werden und betriebsnotwendig sind. Sofern hierfür eine öffent-
liche Förderung gewährt wurde oder wird, ist diese mindernd zu berücksichtigen. 
 
(3) Aufwendungen gelten als betriebsnotwendig, wenn sie 1. dazu dienen, eine den 
aktuellen fachlichen Standards entsprechende Qualität von Pflege und Betreuung zu 
gewährleisten und beziehungsweise oder die für Pflegeeinrichtungen geltenden öf-
fentlich-rechtlichen Anforderungen, insbesondere die qualitativen Vorgaben nach § 
11 Absatz 3, zu erfüllen und 2. den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlich-
keit entsprechen und insbesondere landesrechtlich festgelegte Angemessenheits-
grenzen nicht überschreiten. Über Ausnahmen im Fall einer Überschreitung der An-
gemessenheitsgrenzen entscheidet die jeweils zuständige Behörde, wobei stets das 
Einvernehmen zwischen dem zuständigen örtlichen und überörtlichen Träger der So-
zialhilfe herzustellen ist. Sollte Einvernehmen nicht hergestellt werden können, so 
entscheidet der örtliche Träger der Sozialhilfe. 
 
(4) Der zuständigen Behörde ist im Vorfeld von baulichen Maßnahmen Gelegenheit 
zu geben, die Trägerinnen und Träger der Einrichtungen hinsichtlich der Wirtschaft-
lichkeit und Betriebsnotwendigkeit (Anerkennungsfähigkeit) der entstehenden Auf-
wendungen zu beraten. 
 
(5) Die förderungsfähigen Aufwendungen sind über einen angemessenen Zeitraum 
linear zu verteilen. 
 
(6) Aufwendungen für Erweiterungen und sonstige bauliche Maßnahmen an einem 
Gebäude (Folgeinvestitionen), die als wesentliche Verbesserung über einen Erhalt 
oder eine Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes hinausgehen, sind anzu-
erkennen, wenn sie erforderlich sind, um die für die Einrichtungsträgerin oder den 
Einrichtungsträger geltenden und zwingend umzusetzenden gesetzlichen Vorgaben 
für die Gestaltung der Gebäude zum Betrieb der Einrichtung zu erfüllen. Sie können 
darüber hinaus auch anerkannt werden, wenn die Maßnahme dazu dient, das Ge-
bäude dem jeweils aktuellen Stand pflegefachlicher, energetischer und sonstiger 
baufachlicher Erkenntnisse anzupassen und die Aufwendungen in einem angemes-
senen Verhältnis zu den Vorteilen stehen, die die Maßnahme für die Nutzerinnen und 
Nutzer bringt. Aufwendungen für Maßnahmen, die zu einer Erweiterung des bisher 
vorhandenen Platzangebotes führen, können nur anerkannt werden, wenn ohne sie 
ein dem aktuellen Bedarf entsprechendes Angebot an Plätzen in stationären Einrich-
tungen vor Ort nicht sichergestellt werden kann. Die Summe aus der Addition der 
Aufwendungen für Maßnahmen im Sinne des Satzes 2 und der vor der Maßnahme 



bestehenden Restwerte darf die Höhe der für einen Neubau anerkennungsfähigen 
Aufwendungen nicht überschreiten. 
 
(7) Für stationäre Pflegeeinrichtungen gelten einheitliche Anforderungen an die An-
erkennungsfähigkeit von Aufwendungen, es sei denn, in der Vergangenheit wurden 
abweichende Angemessenheitsgrenzen und Verteilungszeiträume anerkannt. Diese 
gelten auch weiterhin fort. 
 
(8) Für Eigentum und Miete beziehungsweise Pacht gelten grundsätzlich die gleichen 
Maßstäbe insbesondere hinsichtlich der Angemessenheit der anerkennungsfähigen 
Aufwendungen in ihrem Verhältnis zum tatsächlichen Nutzwert des Objektes. Befin-
den sich betriebsnotwendige Anlagegüter nicht im Eigentum der Trägerinnen und 
Träger, sondern in einem Miet- beziehungsweise Pachtverhältnis, so können die tat-
sächlichen Miet- bzw. Pachtzahlungen als Aufwendung im Sinne des § 82 Absatz 3 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch anerkannt werden, sofern sie betriebsnotwendig 
und angemessen sind. Die Anerkennungsfähigkeit der Zahlungen ist dabei auf die 
Beträge beschränkt, die bei einer vergleichbaren Einrichtung im Eigentum der Träge-
rin oder des Trägers anerkennungsfähig wären. 
 
(9) Das für die Pflegeversicherung zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Landtag durch Rechtsverordnung das Nähere zu regeln zur Er-
mittlung der förderungsfähigen Aufwendungen, insbesondere zum Verfahren und zu 
Art, Höhe und linearer Verteilung der anerkennungsfähigen Aufwendungen, zur An-
gemessenheit von Aufwendungen nach Absatz 6 Satz 2 sowie der Berechnung zur 
Verteilung der anerkannten Beträge auf die Pflegebedürftigen. Für Instandhaltungs- 
und Instandsetzungsaufwendungen sowie die jeweils der Verteilung zugrunde zu 
legende Belegungsquote können Pauschalierungen vorgenommen werden, die sich 
an den tatsächlichen Gegebenheiten zu orientieren haben. Durch Rechtsverordnung 
sind zudem das Verfahren einer Vergleichsberechnung nach Absatz 8 sowie mögli-
che Ausnahmen näher zu regeln. Darüber hinaus wird das Ministerium ermächtigt, 
das Verwaltungsverfahren zur gesonderten Berechnung nicht geförderter Aufwen-
dungen gemäß § 82 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zu regeln. 
 
 
§ 11  
Allgemeine Grundsätze der Förderung von Pflegeeinrichtungen 
 
(1) Für Einrichtungen nach § 71 des Elften Buches Sozialgesetzbuch werden förde-
rungsfähige Aufwendungen im Sinne des § 10 Absatz 1 nach Maßgabe dieses Ge-
setzes gefördert. 
 
(2) Voraussetzungen für die Förderung sind der Abschluss eines Versorgungsvertra-
ges nach § 72 Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und eine vertragliche 
Regelung nach § 85 oder § 89 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 
 
(3) Voraussetzung für die Bewilligung der Förderung ist die Beachtung der Anforde-
rungen an die Wohnqualität nach dem Wohn- und Teilhabegesetz und den hierauf 
beruhenden Rechtsverordnungen, soweit sie für die Einrichtung anwendbar sind. 
Zuständige Stellen für diese Feststellungen sind die Kreise und kreisfreien Städte. 
 



(4) Werden Förderungen nach Teil 2 dieses Gesetzes gewährt, handelt es sich hier-
bei um öffentliche Förderungen der Pflegeeinrichtungen gemäß § 9 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch. Dies gilt insbesondere auch für die an der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Pflegebedürftigen orientierte finanzielle Unterstützung der 
Pflegebedürftigen nach § 14. 
 
(5) Zuständig für die Förderung ist der örtliche Träger der Sozialhilfe oder für Berech-
tigte nach dem Sozialen Entschädigungsrecht der überörtliche Träger der Kriegsop-
ferfürsorge. Die Kreise können kreisangehörige Gemeinden zur Durchführung der 
ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben durch Satzung heranziehen; diese 
entscheiden dann in eigenem Namen. In den Satzungen ist zu bestimmen, welche 
Aufgaben ganz oder teilweise zu erfüllen sind. 
 
(6) Die der Förderung stationärer Pflegeeinrichtungen zugrunde gelegten Aufwen-
dungen bedürfen der Ermittlung durch den zuständigen überörtlichen Träger der So-
zialhilfe nach den Grundsätzen des § 10. Die Aufwendungen sind für alle pflegebe-
dürftigen Menschen nach einheitlichen Grundsätzen zu bemessen; eine Differenzie-
rung nach Kostenträgern ist unzulässig. 
 
(7) Der örtliche Träger der Sozialhilfe kann bestimmen, dass eine Förderung für teil- 
und vollstationäre Pflegeeinrichtungen im Sinne der §§ 13 und 14 dieses Gesetzes, 
die innerhalb seines örtlichen Zuständigkeitsbereiches neu entstehen und zusätzli-
che Plätze schaffen sollen, davon abhängig ist, dass für die Einrichtungen auf der 
Grundlage der örtlichen verbindlichen Bedarfsplanung nach § 7 Absatz 6 ein Bedarf 
bestätigt wird (Bedarfsbestätigung). Eine solche Fördervoraussetzung ist von der 
Vertretungskörperschaft mit Wirkung für alle zusätzlichen entstehenden Plätze in Ein-
richtungen innerhalb ihres örtlichen Zuständigkeitsbereiches zu beschließen und öf-
fentlich bekannt zu machen. Sie gilt für sämtliche Plätze einer Einrichtung unabhän-
gig davon, wer Kostenträger einer Förderung nach diesem Gesetz ist. Der Beschluss 
nach Satz 1 gilt für sämtliche Plätze, für die erstmals nach dem Beschluss ein Antrag 
auf Förderung gestellt wird, es sei denn, die Trägerin oder der Träger der Einrichtung 
hat zu einem früheren Zeitpunkt eine Bestätigung der zuständigen Behörde über die 
Förderfähigkeit erhalten. In dem Beschluss ist festzulegen, ob Maßstab für die Be-
darfsfeststellung alleine der Gesamtbedarf im örtlichen Zuständigkeitsbereich sein 
soll oder auch ein in der örtlichen Planung ausdrücklich ausgewiesener sozialräumli-
cher Bedarf Grundlage einer Bedarfsbestätigung sein kann. 
 
(8) Das für die Pflegeversicherung zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Landtag durch Rechtsverordnung das Nähere zu den Anforde-
rungen an den Beschluss nach Absatz 7 Satz 1 und zum Verfahren der Bedarfsbes-
tätigung zu regeln. Zu regeln sind insbesondere ein diskriminierungsfreies Auswahl-
verfahren und objektive Entscheidungskriterien für den Fall, dass nach Feststellung 
und öffentlicher Bekanntmachung einer verbindlichen Bedarfsplanung mehr Träge-
rinnen und Träger Interesse an der Schaffung zusätzlicher Angebote bekunden, als 
dies zur Bedarfsdeckung im Sinne des § 7 Absatz 6 erforderlich ist. Kriterium für die 
Auswahl kann dabei neben den in diesem Gesetz formulierten Zielsetzungen insbe-
sondere auch eine sozialräumliche Bedarfsorientierung sein. 
 
 
 
 



§ 13  
Förderung von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen 
 
(1) Die Förderung von Plätzen in Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen, die 
von als pflegebedürftig im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch anerkannten 
Personen genutzt werden, erfolgt zur Finanzierung der gesondert ausgewiesenen 
förderungsfähigen Aufwendungen im Sinne des § 10 durch einen auf die einzelne 
Nutzerin beziehungsweise den einzelnen Nutzer bezogenen Aufwendungszuschuss.  
Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Aufwendungen werden die Besonderheiten 
der Belegung und Kostengestaltung berücksichtigt. Der Anspruch auf Zahlung des 
Aufwendungszuschusses besteht nur für Einrichtungen, die nicht nach den Regelun-
gen dieses Gesetzes oder der auf Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Verord-
nung von der Förderung nach diesem Gesetz ausgeschlossen sind.  
 
(2) Das für die Pflegeversicherung zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Landtag durch Rechtsverordnung das Nähere zum Verfahren 
der Förderung nach Absatz 1 zu regeln. Dabei kann es zur Erreichung eines be-
darfsangemessenen Angebotes auch Abweichungen von den nach § 10 Absatz 8 
festgelegten Berechnungsmaßstäben festlegen, die zu einer schnelleren Refinanzie-
rung der tatsächlichen Aufwendungen führen. 


